
»Es gibt die Sehnsucht nach  
der starken Hand«

Gespräch Mit Johannes Icking. Über die Entmenschlichung der Politik unter  
dem neuen philippinischen Präsidenten Duterte, die Versuche,  
Exdiktator Marcos zu rehablitieren, und das Schweigen der Bundesregierung

In wenigen Tagen, am 21. Sep-
tember, jährt sich zum 44. Mal 
die Verhängung des Kriegs-
rechts durch den damaligen 

Präsidenten Ferdinand E. Marcos. 
Den zahlreichen Opfern dieser Ära 
in der philippinischen Nachkriegs-
geschichte sind international – bei-
spielsweise seitens des Distriktge-
richts in Honolulu, Hawaii – und 
durch Nachfolgeregierungen in 
Manila Entschädigungen zuerkannt 
worden. In welchem Umfang und in 
welcher Höhe sind bis dato Hilfen 
und Zahlungen an die Hinterbliebe-
nen erfolgt?

Es gibt mehrere parallel laufende Ent-
schädigungsverfahren, die allesamt dar-
auf basieren, das riesige Vermögen, das 

Marcos zusammengerafft und außer 
Landes geschafft hat – wir sprechen von 
geschätzten zehn Milliarden US-Dollar – 
zu konfiszieren und damit den Opfern 

Wiedergutmachung zu leisten. Zunächst 
haben sich die Opfer selbst zusammen-
geschlossen und vor allem in den USA 
private Entschädigungsklagen gegen die 

Marcos-Familie angestrengt. Sie haben 
das auch gegen den Widerstand der Nach-
folgeregierungen getan, die das Geld für 
die Staatskasse beanspruchten. 1995 wur-
den ihnen von einem Gericht in Hawaii 
(Marcos und sein Anhang waren 1986 in 
den US-Staat geflohen, jW) zwei Milli-
arden Dollar als Kompensation für das 
ihnen zugefügte Leid zugesprochen. Der 
Marcos-Clan, also Frau Imelda und Sohn 
Ferdinand Marcos junior, genannt »Bong-
bong«, verweigerten aber jedwede Zah-
lung. Mittlerweile waren sie ja beide in 
die Philippinen zurückgekehrt, so dass die 
US-amerikanische Justiz das Urteil nicht 
durchsetzen konnte. 2011 wurden nach 
einer separaten Klage in den USA zum 
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Die 26jährige Jennelyn 
Olaires umklammert 
den Körper ihres Part-
ners – er wurde von einer 
»Bürgerwehr« getötet. 
Das Pappschild neben 
der Leiche trägt die Auf-
schrift »Pusher Ako«, 
auf deutsch: »Ich bin ein 
Drogenhändler« (Pasay 
City, Metropolregion 
 Manila, 23. Juli 2016)



Sonnabend/Sonntag, 17./18. September 2016, Nr. 218INTERVIEW2

ersten Mal an 7.500 Opfer jeweils 1.000 
Dollar ausgezahlt. Ein eher symbolischer 
Betrag.

2011 hat sich die philippinische Regie-
rung unter Präsident Benigno Aquino III. 
dann doch dazu durchgerungen, Opfer 
über einen Staatsfonds in Höhe von zehn 
Milliarden Peso (zirka 190 Millionen 
Euro, jW) zu entschädigen, auch dieser 
gefüllt mit konfisziertem Marcos-Geld. 
75.000 Menschen haben daraufhin An-
sprüche angemeldet. Die werden zur Zeit 
von einer Kommission geprüft. Angeb-
lich sollen im nächsten Jahr endlich die 
ersten Gelder fließen.

Wie erklären Sie sich, dass 30 Jahre 
nach dem Sturz von Marcos senior 
sein Sohn bei den allgemeinen Wah-
len am 9. Mai fast Vizepräsident 
geworden wäre?

Die Familie Marcos konnte sich nach der 
Rückkehr aus dem Exil in den USA 1991, 
wohin sie nach der »People Power«-Revo-
lution 1986* geflohen war, relativ schnell 
wieder als politische Kraft etablieren. 
»Bongbong« Marcos wurde schon ein 
Jahr danach in das Repräsentantenhaus 
gewählt. Später war er Gouverneur in der 
traditionellen Machtbasis der »Marco-
ses« im Norden der Philippinen und Se-
nator. Dass er das Vizepräsidentenamt an-
strebte, war also nur der nächste logische 
Schritt auf der politischen Karriereleiter 
und kam keineswegs überraschend.

Dass es überhaupt so weit kommen 
konnte, liegt wohl daran, dass in der brei-
ten Bevölkerung eine Aufarbeitung der 
schweren Menschenrechtsverletzungen 
unter seinem Vater nie wirklich stattge-
funden hat. Im Wahlkampf wurde deut-
lich, dass die Marcos-Zeit von vielen Fi-
lipinos verklärt wird. Folter, Morde und 
Verschwindenlassen von Oppositionellen 
werden als notwendige Übel im Kampf 
gegen den kommunistischen Aufstand ge-
rechtfertigt. Und dass Marcos das Land 
durch Korruption völlig heruntergewirt-
schaftet hatte, wird ausgeblendet. Statt 
dessen gibt es die Sehnsucht nach der 
starken Hand, für die Marcos steht, und 
die dann auch zum Sieg von Duterte ge-
führt hat.

Der seit dem 30. Juni amtierende 

neue Präsident Rodrigo R. Duterte 
hat mehrfach öffentlich bekundet, 
Marcos senior nun doch auf dem 
»Libingan ng mga Bayani«, dem 
Heldenfriedhof in Manila, bestatten 
zu lassen. Also posthum: Marcos ein 
Held?

Marcos ist bestimmt kein Held. Das be-
hauptet ja nicht mal Duterte, der seine 
Entscheidung damit begründet, dass Mar-
cos das Begräbnis auf dem Heldenfried-
hof schon allein deshalb zustehe, weil er 
als Soldat gedient habe. Und das obwohl 
die Nationale Historische Kommission 
noch einmal darauf hingewiesen hat, 
dass seine angeblichen militärischen Ver-
dienste im Kampf gegen die Japaner im 

Zweiten Weltkrieg wohl allesamt von ihm 
erfunden worden waren. Entscheidend ist 
aber, dass dieses Begräbnis ein weiterer 
Schritt zur Rehabilitierung des Marcos-
Regimes wäre.

Überhaupt scheint der neue Präsi-
dent ein enger Freund der Marcoses 
und ein Bewunderer des Seniors zu 
sein. Woraus resultiert diese Zunei-
gung? 

Die beiden haben sicherlich einige Ge-
meinsamkeiten. Nicht zuletzt die Ver-
achtung für demokratische Institutionen 
und Menschenrechte. Dutertes Politikver-
ständnis zeigt quasi-diktatorische Züge. 
Von »Checks and Balances«, der gegen-
seitigen Kontrolle der Verfassungsorgane, 
hält er nämlich überhaupt nichts. Bei alle-
dem darf man nicht vergessen, dass Du-
terte in einer – für philippinische Verhält-
nisse – sauberen Abstimmung mit haus-
hohem Vorsprung vor seinen politischen 
Konkurrenten gewählt wurde. Zwar strebt 
er jetzt auch eine Verfassungsänderung 
an. Allerdings nicht, um, was für einen 
Diktator typisch wäre, die Beschränkung 
seiner Amtszeit aufzuheben. Sondern er 
will in den Philippinen ein föderales poli-
tisches System errichten – also Macht von 
Manila weg in die Provinzen verlagern. 
Interessant ist, dass Duterte sich auch als 
Kämpfer gegen die Korruption darstellt. 
Wie er das mit seiner Bewunderung für 
Marcos senior, dem prototypischen Klep-
tokraten, in Einklang bringen will, bleibt 
allerdings sein Geheimnis.

Ein besonderes Markenzeichen des 
seit gut elf Wochen amtierenden 

Präsidenten scheint es zu sein, 
vor allem mit Drogendealern 
kurzen Prozess zu machen 
und dabei den Tod Tausender 
in Kauf zu nehmen. Wie ist 
darauf im Land bislang rea-
giert worden? Sehen Sie An-
zeichen dafür, dass der Prä-
sident – wie zwischenzeitlich 
angedroht – sich anschickt, 
nach Marcos als zweiter Prä-
sident landesweit das Kriegs-
recht zu verhängen? 
Was im Moment in den Philip-
pinen passiert, kann man nur als 
soziale Säuberung bezeichnen, 
in deren Verlauf die Gesellschaft 
von unliebsamen Elementen 
»gereinigt« werden soll. Betrof-
fen sind deshalb vor allem die 
Armen. Dutertes Kampf gegen 
die Drogen richtet sich ja nicht 
nur gegen Händler. »Mutmaßli-
che« muss man immer dazusa-
gen; wer genau die Opfer sind, 

weiß ja keiner. Duterte hat auch offen zum 
Mord an Drogenabhängigen aufgerufen. 
Wenn man einen kennt, solle man selbst 
zur Waffe greifen. Man würde der Fami-
lie des Süchtigen damit einen Gefallen 
tun. Nach einem Jahr Drogenkonsum, sei 
das Gehirn so stark geschädigt, dass eine 
Rehabilitation nicht mehr möglich sei. 
So etwas gibt der Präsident dieses Lan-
des offen von sich. Das ist die absolute 
Entmenschlichung des gesellschaftlichen 
und politischen Diskurses.

Zur Reaktion der Zivilgesellschaft 
muss man zunächst konstatieren, dass 
Dutertes Politik enorme Zustimmung in 
der Bevölkerung genießt. In seiner 22jäh-
rigen Amtszeit als Bürgermeister von Da-
vao City hat er ja vorexerziert, was sich 
jetzt überall im Lande abspielt. Dort hat 
er ein Todesschwadron, das sogenannte 
Davao Death Squad, eingesetzt oder zu-
mindest gewähren lassen, das über die 
Jahre mehrere hundert Kleinkriminelle 
und Straßenkinder umgebracht hat. Und 
er ist nicht trotz dieser massiven Men-
schenrechtsverletzungen, sondern gera-
de deswegen gewählt worden. Im Wahl-
kampf hat er ja angekündigt, die Fische 
in der Manila-Bucht würden fett werden 
mit den 100.000 Toten, für die er sorgen 
würde.

Opposition gegen Dutertes brutalen 
Drogenkrieg gibt es natürlich auch. Die 
katholische Kirche äußert deutliche Kri-
tik, und auch Teile der Menschenrechtsbe-
wegung tun es. Bedauerlich ist allerdings, 
dass große Teile der Linken mehr oder 
weniger die Füße stillhalten. Das liegt 
auch daran, dass Duterte die Friedens-
verhandlungen mit den kommunistischen 
Rebellen vorantreibt und im Zuge dessen 
viele politische Gefangene freigelassen 
hat. Beides hatte die Linke jahrelang ge-
fordert.

Die Drohung, dass er das Kriegsrecht 
verhängt, hat Duterte kürzlich wieder-
holt, als die Vorsitzende des Obersten 
Gerichtshofs es wagte, leise Kritik an ihm 
zu üben. Während des Wahlkampfs hat-
te er gedroht, den Kongress aufzulösen, 
wenn der ihm in die Quere kommt. Du-
terte hat überhaupt keinen Respekt vor 
demokratischen Institutionen – die ohne-
hin schwach sind – und erst recht keinen 
vor der Gewaltenteilung. Nur, im Moment 
sind weder Justiz noch Legislative eine 
ernste Bedrohung für seine Politik. Und 
solange sich das nicht ändert, ist er gar 
nicht darauf angewiesen, das Kriegsrecht 
zu verhängen.

Ende November jährt sich zum sieb-
ten Mal das sogenannte Ampatuan-
Massaker auf der südlichen Insel 
Mindanao. Bei diesem Verbrechen 
während eines Vorwahlkampfes 
 kamen am 23. November 2009  
58 Personen – darunter 32 Medi-
envertreter – ums Leben. Was ist 
seither geschehen? Werden zumin-
dest die Hinterbliebenen der Opfer 
staatlicherseits angemessen versorgt 
oder betreut?

Dass bis heute niemand für diesen Mas-
senmord verurteilt wurde, ist ein Skan-
dal. Der Prozess gegen die beschuldigten 
Mitglieder des Ampatuan-Clans läuft seit 
nunmehr fünf Jahren. Ampatuan Senior, 
der mutmaßliche Drahtzieher, ist in der 
Zwischenzeit im Gefängnis gestorben. 
Dass der Prozess so lange dauert, liegt un-
ter anderem daran, dass die Anwälte der 
Verteidigung das Verfahren mit über 500 
Verfahrensanträgen hinauszögern. Davon 
versprechen sie sich, dass der neue Präsi-
dent zu ihren Gunsten in das Verfahren 
eingreift. Duterte hat dann auch prompt 
einen der Ampatuan-Anwälte zu seinem 
Chefberater für Rechtsfragen gemacht. 
Ob das Kalkül aufgeht, müssen wir ab-
warten. Zum Glück gibt es bis jetzt kein 
Anzeichen, dass Duterte wirklich in den 
Prozess eingreift.

Von einer angemessenen Versorgung 
der Hinterbliebenen kann keine Rede 
sein. Nicht ohne Grund gab es zwischen-

zeitlich Gerüchte, die Familien der Op-
fer würden mit den Ampatuans außerge-
richtlich über Entschädigungszahlungen 
verhandeln. Daraus ist aber scheinbar 
nichts geworden. Der Staat schafft es ja 
nicht einmal, die Zeugen des Prozesses 
zu schützen. Drei wurden ermordet. Der 
letzte 2014, als er gerade auf dem Weg 
war, seine Aussage zu Protokoll zu geben.

Für Journalisten rangieren die 
Philippinen im Spitzenbereich der 
Länder, in denen die Ausübung ihrer 
Tätigkeit als gefährlich eingestuft 
wird. Können Sie dazu konkrete 
Zahlen nennen? Wie viele kamen 
ums Leben, was sind laut philippi-
nischen und internationalen Jour-
nalistenvereinigungen die größten 
Gefahrenpotentiale ihrer Arbeit? 

Nicht nur für Journalisten, sondern auch 
für politische Aktivisten und überhaupt 
für alle, die sich mit den Mächtigen an-
legen und wirtschaftlichen Interessen in 
die Quere kommen, sind die Philippinen 
eines der gefährlichsten Länder der Welt. 
Nächstes Jahr im Mai wird das Land wie-
der vom UN-Menschenrechtsrat im Rah-
men des sogenannten Universellen Peri-
odischen Überprüfungsverfahrens in Au-
genschein genommen. Dafür haben wir 
die Zahlen seit der letzten Überprüfung 
2012 zusammengetragen: Seitdem wur-
den mindestens 35 Journalisten und 146 
politische Aktivisten ermordet. Morde an 
Journalisten haben oft einen Hintergrund 
in der Lokalpolitik. Etwa, wenn sie einem 
Provinzbürgermeister Korruption nach-
weisen. Die getöteten Aktivisten waren 
vor allem in der Landreformbewegung 
und im Widerstand gegen Bergbaupro-
jekte aktiv. Ganz stark betroffen sind auch 
Indigene, die vom Militär und von Para-
militärs beschuldigt werden, die kommu-
nistischen Rebellen zu unterstützen.

Der Einsatz für Menschenrechte ist 
per se kein freudvolles Unterfangen. 
Was waren in Ihrer bisherigen Tä-
tigkeit besonders deprimierende Er-
fahrungen, und was ließe sich dem-
gegenüber als Erfolg verbuchen?

Besonders deprimierend ist die Situati-
on gerade jetzt nach der Wahl. Bei al-
len gravierenden Verletzungen der Men-
schenrechte haben sich die Vorgänger-
regierungen zumindest rhetorisch zu 
diesen bekannt. Auch waren sie, wenn 
man es mal mit anderen asiatischen Staa-
ten vergleicht, einigermaßen zugänglich 
für Kritik. Da kann man dann als Men-
schenrechtler ansetzen. Das kann man bei 
Duterte völlig vergessen. Auf die Kritik 
von UN-Sonderberichterstattern hat er er-
klärt, die Philippinen könnten ja aus den 
Vereinten Nationen austreten. Auch wenn 
das völliger Quatsch ist und nicht passie-
ren wird. Es zeigt allerdings, dass diesem 
Mann die internationale Reputation des 
Landes völlig egal ist.

Mit den Erfolgen war es immer schon 
schwierig. Für uns ist es bereits ein großer 
Erfolg, wenn wir uns für einen inhaftier-
ten Menschenrechtsaktivisten einsetzen 
und er nur zwei statt zehn Jahre zu Un-
recht im Gefängnis sitzt.

Welche Forderungen stellen Sie mit 
Blick auf die bilateralen deutsch-
philippinischen Beziehungen an die 
Bundesregierung?

Bisher haben wir weder von der Bundes-
regierung noch von der EU auch nur ein 
kritisches Wort zur katastrophalen Ver-
schlechterung der Menschenrechtssitua-
tion im Land gehört. Wir erwarten, dass 
Deutschland jetzt endlich klare Haltung 
bezieht und die von oberster Stelle ange-
ordneten Tötungen scharf und vor allem 
öffentlich kritisiert. Außerdem müssen 
die gerade laufenden Verhandlungen um 
ein Freihandelsabkommen zwischen der 
EU und den Philippinen solange aus-
gesetzt werden, bis sich die Regierung 
Duterte verbindlich zur Einhaltung in-
ternationaler Menschenrechtsstandards 
bekennt.
 Das Gespräch führte Rainer Werning 

* Im Zuge der »People Power«-
Revolution, die ihren Höhepunkt 
zwischen dem 22. und 25. Februar 
1986 erreichte, wurde die Marcos-
Familie von der US-Luftwaffe ins 
Exil nach Hawaii ausgeflogen. 
Zwei Inspiratoren und Profiteure 
des Marcos-Sturzes waren früher 
ausgerechnet tragende Säulen 
seines Regimes – Verteidigungs-
minister Juan Ponce Enrile und 
Polizeichef Fidel V. Ramos. 
Letztlich leitete die neue Regie-
rung unter Corazon C. Aquino 
eine Rückkehr des Landes zur 
»Elitendemokratie« ein, wie es 
der einstige Senatspräsident Jo-
vito Salonga trefflich formuliert 
hatte. Aquino verklärte sogar 
zig während ihrer Amtszeit ent-
standene antikommunistische 
Bürgerwehren als »Verkörperung 
von People Power«. (rw)

Opposition gegen Dutertes  brutalen 
Drogenkrieg gibt es natürlich auch. 
Die katholische Kirche äußert 
 deutliche Kritik, und auch Teile der 
Menschenrechtsbewegung tun es. 
Bedauerlich ist allerdings, dass große 
Teile der Linken mehr oder weniger  
die Füße stillhalten.
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Das sozialistische Kuba 
braucht auch weiterhin 
unsere Solidarität!
In Lateinamerika gewinnt die politische Rechte an Boden zurück. Derzeit stehen beson-
ders die fortschrittlichen Staatsoberhäupter Brasiliens und Venezuelas unter enormem
Druck. Solidarität mit Kuba bedeutet: Unterstützung seines sozialistischen Gesellschafts-
modells und damit Bewahrung und Entwicklung einer Alternative zu Imperialismus und
Neoliberalismus sowie Stärkung der antineoliberalen Bewegung und des Integrations-
prozesses in Lateinamerika. 
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